
 

 
 

Ausgabe 05/2012 vom 13. Juni.2012 

WAHLPROGRAMMCHECK 

STEUERN 
 
 
 
 
Am 26. September 2021 ist Bundestagswahl. Was die 
Parteien erreichen wollen, beschreiben sie in ihren 
Wahlprogrammen. Im Fokus stehen der Wandel zu 
mehr Nachhaltigkeit und Digitalisierung, die Lehren 
aus der Pandemie, soziale Gerechtigkeit, Steuern und 
Bildung. Uns interessiert: Was planen CDU/CSU, 
Grüne, SPD, FDP, Linke und AfD zum Thema Steu-
ern? 
 
Aufgabe 
 
Staatshilfen, Schulden, Investitionen, Entlastungen.  
Welchen Weg schlägt Deutschland nach der Bundes-
tagswahl ein? Die Steuerpolitik spielt für diese Frage 
eine entscheidende Rolle. Im internationalen Ver-
gleich liegt Deutschland an der Spitze bei der Belas-
tung durch Steuern und Abgaben. Sollen Unterneh-
men und Bürger entlastet werden, um die Vorausset-
zung für wirtschaftliches Wachstum zu schaffen, oder 
soll der Staat durch Aufnahme von Krediten und ei-
nem hohen Steueraufkommen selbst investieren?        
 
Neben dieser volkswirtschaftlichen Grundsatzfrage in-
teressiert uns, welche Angebote die Parteien an Spa-
rer und Kleinanleger machen. Welche Ideen haben 
sie, um auf die Finanzierungsprobleme der gesetzli-
chen Rentenversicherung, das sinkende Versor-
gungsniveau und die wachsende Rentenlücke zu rea-
gieren? Immer mehr Bürger werden auf eine zusätzli-
che Altersversorgung angewiesen sein. Dabei stellen 
die anhaltend niedrigen Zinsen für viele Sparer ein 
Problem bei der Vermögensbildung dar. Sparbücher, 
Tagesgeldkonten oder Lebensversicherungen bringen 
keine oder sehr geringe Rendite. Sind die Parteien 
daher bereit, die private Vermögensbildung besser zu 
fördern? Wollen sie die in Deutschland ohnehin gering 

ausgeprägte Geldanlage am Kapitalmarkt durch steu-
errechtliche Änderungen fördern und so für Kleinanle-
ger attraktiver machen?  
 
Was planen die Parteien? 
 
Das Thema Steuern spielt in den Wahlprogrammen 
aller Parteien eine zentrale Rolle. SPD, Grüne und 
Linke setzen auf Steuererhöhungen, um beispiels-
weise Haushaltslöcher in Folge der Pandemiebe-
kämpfung zu stopfen. Alle drei Parteien sprechen sich 
für eine Erhöhung des Spitzensteuersatzes aus und 
wollen eine Vermögensteuer einführen. Die Linke for-
dert zusätzlich noch eine Vermögensabgabe für „Su-
perreiche“.    
 
CDU/CSU und FDP setzen auf steuerliche Entlastun-
gen und erhoffen sich davon wirtschaftliches Wachs-
tum. Sie lehnen Steuererhöhungen generell ab und 
erteilen einer Vermögensteuer explizit eine Absage. 
Außerdem wollen sie, dass der Spitzensteuersatz in 
der Einkommensteuer erst bei höheren Einkommen 
greift als bisher.   
 
SPD, Grüne und Linke wollen an den bestehenden 
Belastungen von Kapitalerträgen durch den Solidari-
tätszuschlag festhalten. CDU/CSU wollen den Solida-
ritätszuschlag auch auf Kapitalerträge schrittweise ab-
schaffen. AfD und FDP wollen die Abschaffung sofort 
umsetzen. Grüne und Linke wollen die Abgeltung-
steuer abschaffen. 
 
Unter der Überschrift „Vermögensbildung für jeden“ 
wollen CDU/CSU den Sparer-Pauschbetrag erhöhen 
und planen darüber hinaus, die vermögenswirksamen 
Leistungen durch die Erhöhung der Einkommens-
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höchstbeträge und eine Steuerbefreiung der daraus 
entstandenen Gewinne nach einer nicht näher be-
nannten Mindesthaltedauer zu stärken. Auch die FDP 
fordert eine deutliche Erhöhung und regelmäßige An-
passung des Sparer-Pauschbetrags sowie eine Spe-
kulationsfrist von drei Jahren für private Veräuße-
rungsgewinne aus Wertpapieren.  
 
Für die Einführung einer Finanztransaktionssteuer, 
möglichst im europäischen Kontext, sprechen sich 
CDU/CSU, Grüne, SPD und Linke aus. Die FDP lehnt 
das ab.   
 
FDP, SPD, Grüne und Linke wollen die nach ihren 
Angaben missbräuchliche Umgehung der Grunder-
werbsteuer durch Immobilieninvestoren mittels „Share 
Deals“ verhindern. Zur Förderung von Wohneigentum 
wollen CDU/CSU und FDP natürlichen Personen Frei-
beträge von der Grunderwerbsteuer für den Erster-
werb von selbst genutztem Wohnraum einräumen. 
CDU/CSU planen hier 250.000 Euro pro Erwachse-
nen plus 100.000 Euro pro Kind. Die FDP will einen 
pauschalen Freibetrag von 500.000 Euro gewähren. 
Dieser Freibetrag soll wiederauffüllbar sein, damit er 
bei einem Verkauf für einen neuen Erwerb wieder zur 
Verfügung steht. Die AfD will den Erwerb von Wohn-
eigentum unter anderem durch die Abschaffung der 
Grunderwerbsteuer beim Erwerb von Immobilien zur 
Eigennutzung erleichtern. 
 
Gegen Steuerhinterziehung und aggressive Steuerge-
staltungen wollen SPD, Grüne und Linke die EU-weite 
Anzeigepflicht für Steuergestaltungen um eine natio-
nale Anzeigepflicht ergänzen.  
 
Bewertung 
 
Die Vorschläge der Parteien unterscheiden sich stark. 
Die größten inhaltlichen Übereinstimmungen be-
obachten wir bei CDU/CSU und FDP einerseits und 
bei SPD, Grünen und Linken andererseits. Wobei die 
Linke durch einige extreme Forderungen auffällt. Glei-
ches gilt für die AfD, die kein eigenes Steuerkonzept 
vorlegt, sondern sich dem Steuerreformkonzept von 
Prof. Paul Kirchhof anschließt, mit dem CDU/CSU im 
Jahr 2005 Wahlkampf gemacht haben.  
 
Unabhängig vom Ergebnis der Wahl dürfte die Einfüh-
rung einer europäischen Finanztransaktionssteuer in 
der nächsten Legislaturperiode wieder auf der Tages-
ordnung stehen. Ebenso werden uns wohl die Abgel-
tungsteuer und „Share Deals“ begleiten.   
 

Mit Blick auf die steuerliche Förderung von privater 
Vermögensbildung sind die Wahlprogramme aller 
Parteien enttäuschend. SPD, Grüne und Linke be-
schäftigen sich in ihren Programmen überhaupt nicht 
mit diesem Thema. Die wenigen Vorschläge von 
CDU/CSU und FDP sind in Ansätzen positiv, aber 
nicht ehrgeizig.  
 
Attraktive Angebote für Sparer und Kleinanleger konn-
ten wir in keinem der Programme finden.   
 
Forderung an den Koalitionsvertrag 
 
Wir fordern, den privaten Vermögensaufbau steuerlich 
attraktiver zu machen. Die nächste Bundesregierung 
sollte für Verbraucher zusätzliche Anreize schaffen, 
damit sich Sparen im Niedrigzinsumfeld lohnt.  
 
Weitere steuerliche Belastungen wie eine Finanz-
transaktionssteuer sind kontraproduktiv. Sie würde die 
Rendite von in Deutschland und der EU gehandelten 
Aktien nachhaltig schmälern und zu Ausweichbewe-
gungen der Anleger führen. Das schadet dem ohne-
hin schon zu geringen Aktienbesitz in Deutschland. 
Eine Finanztransaktionssteuer würde den Vermö-
gensaufbau und die private Altersvorsorge schwä-
chen. Wir lehnen sie daher ab. 
 
Die Abgeltungsteuer muss erhalten bleiben. Sie ist 
einfach, fair und verhindert weitere Wettbewerbsver-
zerrungen gegenüber Lebensversicherungen. Leider 
lässt sich gegen die Abgeltungsteuer leicht Stimmung 
machen. Doch bevor man sie leichtfertig abschafft, 
sollten Kritiker bedenken, dass diese Steuer nicht nur 
mit einem Milliardenaufwand eingeführt worden ist, 
sie stellt auch eine deutliche Erleichterung für die Fi-
nanzverwaltung dar, weil die Einkünfte aus Kapitalver-
mögen nicht veranlagt werden müssen. 
 
BVI-Forderungen: 
 
 Sparer-Pauschbetrag auf 1.000 Euro erhöhen und 

an die künftige Inflation und Lohnentwicklung kop-
peln   

 die Möglichkeit schaffen, den nicht verbrauchten 
Teil des Sparer-Pauschbetrags in Folgejahre mit-
zunehmen 

 Solidaritätszuschlag auf Kapitalerträge sofort kom-
plett abschaffen  

 das bewährte System der Abgeltungsteuer erhal-
ten  

 


